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Kinderarmut in Beuel 

Bonn-Ausweis retten - soziale Teilhabe sichern  
Bonn . Die Zahlen sind erschreckend: Nach Angaben des „R unden Tisches gegen 
Kinderarmut (RTKA)“ leben in Bonn rund 10.000 Kinde r unterhalb der Armuts-
grenze. Grund genug für die Bezirksvertretung Beuel  sich mit der Frage zu be-
fassen, wie sich die Situation im rechtsrheinischen  Bonn darstellt. 
Etwa 1.500 Kinder und Jugendliche sollen in Beuel durch öffentliche 
Gelder Unterstützung erhalten. Hinzu kommen rund 3.500 Per-
sonen, die Leistungen der „Bonner Tafel“ in Anspruch nehmen. 
Brisant: Auch 28 Kinder- und Jugendeinrichtungen, die selbst rund 
2.000 Bedürftige unterstützen, sollen ihrerseits auf deren Leist-
ungen angewiesen sein und ihre Zahl steigen. 

Die Bezirksverordneten von SPD, Grünen und Linkspartei erbaten 
daher in einer Großen Anfrage von der Stadtverwaltung genauere 
Auskunft darüber, wie viele Berechtigungsausweise für Lebens-
mittel bei der „Bonner Tafel“ an Menschen im Stadtbezirk Beuel ver-
geben werden, wie sich diese Zahl in den letzten fünf Jahren ent-
wickelt hat und wie viele Kinder, Alleinerziehende sowie Menschen 
ausländischer Herkunft darunter sind.  

Für die SPD sind vor dem Hintergrund dieser Zahlen Kürzungen im 
Sozialbereich und die Abschaffung des „Bonn-Ausweises“ nicht hin-
nehmbar. CDU und FDP erklären hingegen, Inhabern des „Bonn-
Ausweises“ zumindest den Zuschuss zum öffentlichen Nahverkehr 
streichen zu wollen. Hilfsbedürftige würden damit drastisch in ihrer 
Mobilität eingeschränkt „Jede Hin- und Rückfahrt mit Bahn und Bus kostet dann fast 5 Euro. 
Welcher Sozialhilfeempfänger kann sich das leisten?“, fragt der SPD-Sozialpolitiker und Land-
tagskandidat Felix von Grünberg. Armutsbekämpfung bedeute nicht nur die Notversorgung mit 
Kleidung und Lebensmitteln, sondern auch die Möglichkeit, sich gleichwertig am gesellschaft-
lichen Leben beteiligen zu können. 

In ihrer Stellungnahme musste die Stadtverwaltung eingestehen, dass sie keine konkreten Zah-
len zur Armutssituation in Beuel hat. Es gebe keine entsprechenden Statistiken. Man müsse erst 
bei den Betreibern der „Bonner Tafel“ genauere Angaben erbitten. (sw) 

NRW Landtagswahl: 

Keine Qual mit der Wahl 
Bonn. Die CDU fürchtet rot-rot. Die SPD will rot-grün. Die Grünen meinen, unter Um-
ständen stünde ihnen auch schwarz, während die FDP glaubt, zu schwarz passe nur 
gelb. Doch welche Farbkombination in diesem Frühjahr in Nordrhein-Westfalen politisch 
zum Tragen kommt, entscheiden am 9. Mai 2010 die Wähler. 

Liebe Mitbürgerinnen 
und Mitbürger! 

 
Wolfgang Hürter   
Bezirksbürgermeister  

Im Bonner Haushalt feh-
len weitere 16,1 Millionen 
Euro. Der Sparzwang 
wächst. Wichtige Ent-
scheidungen stehen an. 
Unserer Meinung nach 
hätten Sie am 9. Mai 
nicht nur bestimmen sol-
len, ob unser Land künf-
tig wieder sozialdemo-
kratisch regiert wird, son-
dern auch mit entschie-
den, wo im Stadtetat der 
Rotstift angesetzt werden 
soll. 90 Prozent der Bon-
nerinnen und Bonner 
wünschen das, nicht je-
doch die schwarz-grüne 
Ratskoalition. Mehr über 
Beschlüsse und Entwick-
lungen in Bezirksvertret-
ung und Rat erfahren Sie 
in dieser fünften Ausga-
be des Bonner Bogens. 
Ihr 
Wolfgang Hürter 
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Dann sind 13,3 Millionen Wahlberechtigte in 
Nordrhein-Westfalen aufgerufen, den  Land-
tag zu wählen.  

Am 9. Mai sind die Wahllokale von 8 bis 18 
Uhr geöffnet. Erstmals besteht die Möglich-
keit, seine Wahlentscheidung - wie bei der 
Bundestagswahl - mit einer Erst- und Zweit-
stimme zu treffen: Mit der Erststimme wird 
der Direktkandidat des Wahlkreises ge-
wählt, mit der Zweitstimme die Landesliste  

der Partei. Wer seine Wahlbenachrichtigung ver-
legt hat, kann bei Vorlage des Personalausweises 
seine Stimme trotzdem abgeben. Wer vergaß, die 
Briefwahlunterlagen abzuschicken, nehme sie ins 
Wahllokal mit: Der Wahlschein kann dort direkt 
ausgefüllt werden. Und wer am Sonntag schon 
etwas anderes vor hat, der kann ab sofort im Rat-
haus Beuel seine Stimme direkt abgeben. Das 
Wahlbüro ist geöffnet: Montag und Donnerstag  
8-18 Uhr, andere Tage 8 -13 Uhr. (sw) 

Wollen Se den Bügerbrief regelmäßig lesen: Schreibe n Sie uns kurz unter:   

kontakt@spd-oberkassel.de  

Kann nicht mitspielen.  
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Lebensmittelmarkt Ramersdorf  

Statt leerer Flaschen bald volle Regale?   
Ramersdorf. Seit längerem besteht die Idee, auf 
dem Gelände des Tennisclubs Blau Gelb e.V. 
einen Supermarkt zu errichten. Vor wenigen 
Wochen lud nun ein Investor, der bereit ist den 
gewünschten Lebensmittelmarkt zu bauen, die 
Fraktionen der Bezirksvertretung zu einem 
Gespräch. 

Denn die Umsetzung der Pläne hängt von der 
Zustimmung des Tennisclubs ab, der von der Stadt 
das Gelände in Erbpacht erhalten hat. Der Investor 
hat seine Bereitschaft erklärt, dem Club, eine 
Tennishalle zu bauen und kostenfrei zur Verfügung 
zu stellen, sofern die Stadt Bonn das Gelände zu einem fairen Preis zur Verfügung stelle. Das für 
den Verkauf des Grundstückes zuständige Liegenschaftsamt kann aber derzeit nicht handeln, weil 
es bislang vom Tennisclub keine Stellungnahme erhalten hat. Angeblich verhandelt man dort mit 
einem Discounter, der nicht nur die Tennishalle, sondern auch Duschen und Umkleiden bauen und 
dem Club schenken will. Allerdings entspricht dieses Vorgehen nicht dem Votum der 
Bezirksvertretung: Die hatte im September 2009 die Stadtverwaltung beauftragt, nur mit 
„Vollsortiment“-Anbietern zu verhandeln, um die Versorgungslücke mit Frischwaren in Ramersdorf 
zu schließen. (sw) 
Elterninitiative PowerPänz 

Sehr aktiv – auf engem Raum 
Oberkassel. Im Zuge der Diskussion um die Neugestaltung des Bür-
gerparks wurde auch die Forderung laut, den Spielplatz dort abzu-
schaffen. Die Kinder seien zu laut. SPD-Bezirksverordneter Ralf 
Laubenthal und Fenja Wittneven-Welter als Stellvertetende Vor-
sitzende des SPD-Ortsvereins sprachen daraufhin mit Vertretern der 
Kindertagesstätte PowerPänz über die Situation. 

Königswinterer Straße 

Holperstrecke  

Oberkassel. Der strenge 
Winter hat deutliche Spu-
ren im Straßenbelag hin-
terlassen. Das Kopfstein-
pflaster auf der Königs-
winterer Straße erweist 
sich in Höhe der Zippert-
straße zunehmend als 
Verkehrshindernis. „Gera-
de für Fahrrad- und Roll-
stuhlfahrer ist die Stelle 
gefährlich, da sie vom en-
gen Bordstein auf die 
Straße ausweichen müs-
sen und im Kopfstein-
pflaster hängen zu blei-
ben drohen“, so Ralf Lau-
benthal SPD-Bezirksver-
ordneter. Die Verwaltung 
wurde daher von der Be-
zirksvertretung beauf-
tragt, Möglichkeiten zu er-
arbeiten, diese Gefahren-
stelle zu entschärfen. 
(sw) 

Kita „Am Sonnenhang“ 

Die Kita kommt...  
Ramersdorf. ...aber wie 
kommen die Kinder zur 
Kita? Die Bauarbeiten für 
die neue Kindertagesstät-
te haben begonnen, aber 
bisher gibt es keine Park-
und Wendemöglichkeiten. 
Die BV Beuel beauftragte 
daher die Verwaltung, die 
Pläne zu überarbeiten 
und dabei die von den 
Anwohnern gemachten 
Vorschläge zu berück-
sichtigen. Die fürchten 
ansonsten ein morgendli-
ches Verkehrschaos. „Es 
gilt, eine Regelung zu 
finden, die von allen Be-
teiligten getragen werden 
kann“, so Fenja Witt-
neven-Welter. (sw) 

Die 2001 gegründete Elternini-
tiative leistet ein erstaunliches 
Arbeitspensum: Aktuell werden 
in zwei Gebäuden 65 Kinder im 
Alter von vier Monaten bis sechs 
Jahren betreut. Das sei neben 
dem Engagement der haupt-
amtlich beschäftigten Kräfte nur 
durch die Mitwirkung der Eltern 
möglich, die wöchentlich je zwei 
Stunden aktiv mitarbeiten, so 
Vorstandsmitglied Maren Klein-
Pollmann.  

Das besondere an dem Verein 
sei sein Konzept. Es beruhe auf 
der aus Italien stammenden 
Reggio-Pädagogik, deren Ziel es 
sei, die natürliche Wissbegierde 
der Kinder zu unterstützen, in 
dem sie angeregt werden, eige-
ne Aktivitäten zu starten,  Neues 
auszuprobieren und vielfältige 
Ausdrucksformen zu entfalten. 
Wichtiger Teil des Kindergar-
tentags sei das Spielen an der 

frischen Luft – und dies bei je-
dem Wetter für mindestens eine 
Stunde.  

Hier liege aber das Problem: 
Denn die Kindertagesstätte 
verfüge über keine geeignete 
Außenfläche. Man müsse daher 
in den Bürgerpark ausweichen. 
Einen gewissen Ausgleich ver-
suche man durch die Koopera-
tion mit anderen Einrichtungen 
zu schaffen. So führe man mit 
dem nahegelegenen Itzel-Sana-
torium gemeinsam Pflanzaktio-
nen für Senioren und Kinder 
durch. Aber die jetzige Situation 
sei unbefriedigend, da könne es 
schon zu Belästigungen für die 
Anwohner kommen.  

Ralf Laubenthal und Fenja 
Wittneven-Welter sagten zu, sich 
um die Problematik weiter 
kümmern und gemeinsam mit 
der Elterninitiative Lösungswege 
zu entwickeln. (sw).  

Lärmschutz 

Zug um Zug - 
mit Tempo 50  
Beuel. Seit Jahren ist die 
Diskussion um einen ver-
besserten Lärmschutz für 
die Anwohner der rechts-
rheinischen Bahnstrecke 
festgefahren. Denn der Bau 
von Lärmschutzwänden ist 
von der Realisierung der S-
Bahnlinie 13 abhängig. 

Um Bewegung in die Ange-
legenheit zu bringen, folgte 
die Bezirksvertretung Beuel 
in ihrer letzten Sitzung ei-
nem Bürgerantrag, der vor-
sieht, den Bahnverkehr im 
Bereich Beuel auf eine Ge-
schwindigkeit von 50 km/h 
zu reduzieren. Denn nach 
Angaben des Eisenbahn-
bundesamtes treten in 
einigen Ortslagen in den 
Nachtstunden Lärmpegel 
von bis zu 65 Dezibel auf.  

Die von der CDU ge-
äußerten Bedenken weisen 
die Befürworter zurück. 
Langsam  fahren sei eine 
Lärmschutzmaßnahme, die 
anderenorts bereits prakti-
ziert werde. (sw) 
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Rathaussanierung 

Legale Teilzeitbeschäftigung  

Bonn. Zwei Stars der Telekom Baskets zieren nun 
die Fassade des Alten Rathauses. Sie sind der er-
ste Teil einer Motivserie, mit der das Wahrzeichen 
Bonns während seiner Sanierung statt schmucklo-
ser Bauplane und Gerüst präsentiert wird. Die Ak-
tion kommt in der Bürgerschaft gut an – aber kaum 
war das Motiv enthüllt, zog die CDU in Zweifel, ob 
das Engagement der Telekom rechtens sei. Ober-
bürgermeister Jürgen Nimptsch wundert sich: In 
Berlin sei man zwei Jahre lang stolz auf die Verhül-
lung des Brandenburger Tors durch den Bonner 
Konzern gewesen. Da erstaune es, wie leichtfertig 
hier Vermutungen über illegale Handlungen ge-
äußert werden. Die Rechtmäßigkeit des Sponsor-
ing habe eine externe Prüfung bestätigt. (sw) 

Bürgerbefragung 

Klarer Arbeitsauftrag  
Bonn. Bei der Vorstellung der Er-
gebnisse der vom Zentrum für 
Evaluation und Methoden (ZEM) 
der Universität Bonn durchgeführ-
ten Vorstudie zur Bürgerbefrag-
ung zeigte sich, dass 90% der an 
der Telefonbefragung beteiligten 
237 Bürgerinnen und Bürger eine 
Vollbefragung wünschen, um bei 
Entscheidungen in ihrer Stadt. 
Mitreden zu können. Die Themen: 
Festspielhaus (das nun bereits 
ohne Bürgerbefragung verscho-
ben wurde), Schule/Bildung, Ver-
kehr, WCCB und Haushaltskon-
solidierung stehen im Mittelpunkt 
des Interesses.  

„Die Bürger erteilen uns einen 
klaren Arbeitsauftrag. Wir müssen 
in der nächsten Ausschusssitzung 
sofort die Weichen zur Umsetz-
ung der Bürgerbeteiligung stel-
len“, so das Fazit von Gabriele 
Klingmüller, SPD-Sprecherin im 
Ausschuss für Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger und Lo-
kale Agenda. „Wenn es nach uns 
gegangen wäre, wäre die Befrag-
ung schon längst auf dem Weg. 
Schwarz-Grün hat eine schnellere 
Umsetzung aber immer wieder 
blockiert. Für die Haushaltsberat-
ung 2010 kommt die Befragung 
nun wahrscheinlich zu spät“ be-
klagt Klingmüller. (sw) 

Beethoven-Festspielhaus 

Aufgeschoben  
nicht aufgehoben? 
Bonn. Nachdem überraschend 
im Haushalt der Stadt ein neu-
es 16,1 Millionen Euro Loch 
aufgetaucht ist, weil unerwarte-
te Belastungen auftraten, fällt 
das Jahrhundertprojekt Fest-
spielhaus Beethoven dem 
Sparzwang als erstes zum 
Opfer. 

Die wirtschaftliche Situation der 
Stadt Bonn verlange derzeit an-
dere Prioritäten, verweist Ober-
bürgermeister Jürgen Nimptsch 
auf die schwierige Haushaltsla-
ge. „Die gebotenen Sparmaß-
nahmen muten den Bürger-
innen und Bürgern eine Menge 
zu.“ Vor diesem Hintergrund 
und der Debatte über die Per-
spektiven des Kulturstandorts 
Bonn habe man sich mit den 
Hauptsponsoren darauf ver-
ständigt, das Projekt vorerst 
nicht weiter zu verfolgen. 

"Einfach traurig", nennt Felix 
von Grünberg, SPD-Landtags-
kandidat und Stadtverordneter 
seine Reaktion auf die Ent-
scheidung. "Ein solches Kon-
zerthaus hätte nicht nur Bonn 
als Beethovenstadt gut zu Ge-
sicht gestanden, auch der Bon-
ner Norden und Beuel hätten 
sehr davon profitiert."  

Die SPD-Ratsfraktion wertet die 
Zurückstellung des Festspiel-
hauses als katastrophales Sig-
nal für Bonn. „Langsam müssen 
wir uns Sorgen um unsere 
Stadt machen“, ärgert sich 
Wilfried Klein, Vorsitzender der 
SPD-Ratsfraktion. Man stehe 
weiter hinter dem Projekt, auch 
wenn es sich nun auf Jahre 
nicht realisieren lasse.  

Die Zurückstellung des Fest-
spielhauses sei die Quittung für 
die zögerliche Haltung der 
schwarz-grünen Ratsmehrheit, 
die bislang weder zum Haushalt 
noch zum Festspielhaus abge-
stimmte Vorschläge hätte unter-
breiten können. Die Verschieb-
ung der Haushaltsberatungen 
in den Sommer sei aufgrund 
der Lage unverantwortlich. (sw) 

World Congress Center Bonn 

Die Dialektik der Aufklärung... 
Bonn. Der Bericht des Rechnungsprüfungsamtes lässt vermuten, dass bei der Kon-
trolle des WCCB-Projektes nicht alles mit rechten Dingen zuging. Und doch mahnt 
Oberbürgermeister Jürgen Nimptsch, die hitzige Debatte zu versachlichen.  
Er zielt dabei auf die Berichterstattung der Medien. Der „General Anzeiger“ sei zu Recht für 
seine aufklärende Berichterstattung ausgezeichnet worden, aber das Verunglimpfen von 
Personen, die durch Vermutungen in die Nähe von Straftaten gerückt würden, müsse 
aufhören. Er beziehe sich dabei nicht nur auf seine Person, sondern auch auf Berichte über 
städtische Angestellte. In einem offenen Brief lud Nimptsch den GA-Herausgeber Hermann 
Neusser zu einem öffentlichen Streitgespräch über die Grenzen journalistischer Aufklärung 
und Ethik ein.  

Jüngster Fall einer Öffentlichkeitsarbeit, die keine Rücksicht auf Persönlichkeitsrechte Betrof-
fener nimmt, ist die Weitergabe des vertraulichen WCCB-Prüfberichts durch den Stadtver-
ordneten Peter Finger (Grüne). Der hatte sein namentlich gekennzeichnetes Exemplar an 
das WDR-Fernsehen weitergeleitet, obwohl Stillschweigen über dessen Inhalte vereinbart 
worden war, Denn Betroffene hatten zuvor noch nicht Stellung nehmen können. Finger 
entschuldigte sich inzwischen schriftlich bei OB Jürgen Nimptsch für sein Fehlverhalten, 
sieht dies aber durch das öffentliche Interesse gerechtfertigt. Eine bedenkliche Rechts-
aufassung im Sinne des Grundgesetzes: Das stellt die Würde des Menschen (Artikel 1) über 
die Meinungsfreiheit (Artikel 5). (sw) 



 

 Der Bonner Bogen Informationen aus Bezirksvertretung und Rat  
Seite 4 SPD-Ortsverein 

Bürgerversicherung statt 
„Drei-Klassen-Medizin“ 

Bonner Bogen: Herr 
Lauterbach, die Gro-
ße Koalition hatte 
gerade erst den 
„Gesundheitsfonds“ 

beschlossen. Wa-
rum jetzt die Diskus-
sion von CDU und  

Prof. Dr. Karl Lauterbach,  
SPD-Bundestagsabgeordneter 
FDP um die Einführung einer „Kopf-
pauschale“ im Gesundheitswesen? 

Karl Lauterbach: Der FDP erscheint 
das Gesundheitswesen als riesiger 
Markt, in dem jährlich gut 180 Milliar-
den Euro umgesetzt werden. Mit Ein-
führung der „Kopfpauschale“ wird der 
Weg frei für private Anbieter, die über 
Zusatzversicherungen gute Geschäfte 
mit besser gestellten Einkommens-
gruppen machen können, während 
die große Mehrheit mit einer minima-
len Gesundheitssicherung auskom-
men soll. 

Bonner Bogen: Aber das Konzept 
sieht einen Sozialausgleich über 
Steuern vor. Ist das nicht gerechter 
als die jetzige Krankenversicherung? 

Karl Lauterbach: Nein. Gerecht wäre, 
wenn alle nach ihrem Einkommen in 
die Krankenversicherung einzahlen.  

Bonner Bogen: Was will die SPD an-
ders machen? 

Karl Lauterbach: Wir wollen eine Bür-
gerversicherung, bei der alle Bevöl-
kerungskreise und die Arbeitgeber 
sich an den Kosten des Gesundheits-
wesens beteiligen. Für Kostensteiger-
ungen dürfen nicht nur die Versich-
erten aufkommen! Wenn dies die Ar-
beitgeber nicht mehr betrifft, nimmt 
der Druck ab, die Kosten unter 
Kontrolle zu halten. 

Bonner Bogen: Aber die SPD ist nicht 
in der Regierung. Wie wollen sie da 
Einfluss auf die Reformpläne der 
CDU/FDP-Koalition nehmen? 

Karl Lauterbach: Wenn am 9. Mai die 
SPD die Landtagswahlen in NRW ge-
winnt und Hannelore Kraft Minister-
präsidentin wird, dann kippt im Bun-
desrat die CDU/FDP-Mehrheit und wir 
stoppen das Vorhaben, die gesetz´-
liche Krankenversicherung auszu-
höhlen 

Gesundheitswesen 

Die Kopfpauschale - ein Milliardengrab?  
Oberkassel. Die Menschen in Deutschland leben länger, unsere Gesellschaft 
wird im Durchschnitt älter. Ältere Menschen brauchen jedoch häufiger me-
dizinische Versorgung. Die Kosten für das Gesundheitswesen steigen daher 
ständig. Die Politik versucht seit Jahren, die Ausgaben in den Griff zu bekom-
men. Nun plant die CDU/FDP-Bundesregierung die Einführung einer „Kopf-
pauschale“. In einer Mitgliederversammlung beleuchtete der SPD-Ortsverein 
Küdinghoven, Ramersdorf, Oberkassel dieses Thema näher.  
Geht es nach Gesundheitsminister Phi-
lipp Rösler (FDP), bezahlt ein Bankdi-
rektor künftig ebenso viel für seine Ge-
sundheitsversorgung wie eine Friseurin 
- unabhängig von seinem Einkommen. 
Um diese Ungerechtigkeit abzufedern, 
soll aus Steuergeldern ein Ausgleich für 
sozial Schwächere erfolgen. Anspruch 
darauf hätten dann rund 71 Prozent 
aller Krankenkassen-Mitglieder, knapp 
36 Millionen Menschen. Insbesondere 
Rentner, Familien, Teilzeitbeschäftigte 
und Studierende wären davon betroffen. Abhängig von ihrer Einkommenssituation 
müssten sie Monat für Monat Unterstützung beantragen oder sie erhielten den 
sozialen Ausgleich erst nach einem Jahr und müssten dieses Geld quasi aus eigener 
Tasche vorstrecken. 

Je nach Ausgestaltung müsste der Staat hierfür zwischen 36 und 39 Milliarden Euro im 
Jahr ausgeben, warnt der SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauterbach. Um dies zu 
finanzieren wäre, selbst nach Berechnungen des CDU-geführten Bundesfinanzmini-
steriums, entweder eine Anhebung der Einkommensteuer um 3 - 5 Prozent oder des 
Spitzensteuersatzes auf 73 Prozent oder aber der Mehrwertsteuer um 2,5 - 4 Prozent 
nötig! Das Ende der solidarisch finanzierten gesetzlichen Krankenversicherung sei bei 
Umsetzung dieser Pläne nahe: Denn der Arbeitgeberanteil soll auf dem heutigen 
Stand „eingefroren“ werden. Kostensteigerungen müssten dann einseitig von den Ver-
sicherten aufgebracht werden. Es sei absehbar, dass die Leistungen der gesetzlichen 
Krankenkassen dann auf ein Minimum reduziert werden, um Kosten zu sparen.  

Die SPD setze hingegen auf die Einführung einer „Bürgerversicherung“: Hierbei sollen 
alle Bürgerinnen und Bürger abhängig von ihrem Einkommen in die Krankenver-
sicherung einzahlen. Durch die höhere Zahl der Beitragszahler erhalte die Finanz-
ierung des Gesundheitssystems eine sichere Grundlage. Besser Gestellte würden so-
zial Schwächeren und älteren Menschen weiter eine bedarfsgerechte medizinische 
Versorgung ermöglichen, auch wenn sie nicht selbst über das Geld für teure 
Behandlungen und Medikamente verfügen. (sw) 

Felix von Grünberg 

Wir dürfen kein Kind mehr zurück lassen! 
Bonn. Seit 1975 im Stadtrat, ist Bernhard „Felix“ von Grünberg 
den meisten  Bonnerinnen und Bonnern als Sozialpolitiker und 
Geschäftsführer des Bonner Mietervereins gut bekannt. Zwi-
schen 2000 und 2005 war er bereits Landtagsabgeordneter. 
Jetzt will er es wieder wissen, denn es stehen wichtige 
sozialpolitische Entscheidungen an. „Wir müssen in Bildung 
investieren, um Kindern und Jugendlichen sichere 

Zukunftsperspektiven zu schaffen. Wir dürfen nicht weiter Leistungsempfänger 
produzieren, die wir uns nicht leisten können“. Nun hofft er auf genügend 
Erststimmen, um den Wahlkreis 29 direkt zu gewinnen. „Dann bin ich für Bonn 
im kommenden Landtag sicher dabei“. (sw) 

Weitere Ausgaben des „Bonner Bogens“ finden Sie unt er: www.spd-oberkassel.de  
 


